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In Deutschland 
weisen jedes Jahr 
etwa 28 % der 
Bürger*innen 
Merkmale von 
mindestens einer 
psychischen 
Erkrankung auf.

1

Davon leiden 1 bis 2 % an den 
langanhaltenden und schweren 
Auswirkungen ihrer Erkrankung, 
wodurch sie deutliche Einschrän-
kungen in den verschiedenen 
Funktions- und Lebensbereichen 
(z. B. Ausbildung, Beruf, Woh-
nen oder Kommunikation) und 
komplexe Behandlungsbedarfe 
aufweisen sowie medizinische 
Behandlungen oder psychosoziale 
Unterstützungsleistungen bean-
spruchen.2

In der Eingliederungshilfe nach 
§§ 90 ff. SGB IX beträgt der Anteil 
von psychisch erkrankten Men-
schen rund 51 %.3 Davon erhalten 
71 % Unterstützung in der eigenen 
Wohnung und 29 % in besonderen 
Wohnformen. Etwa 20 % nehmen 
Leistungsangebote in Werkstätten 

für behinderte Menschen in Anspruch. 
Diese Angaben machen deutlich, dass 
es sich bei der Gruppe der psychisch 
erkrankten Menschen im Bereich 
der Eingliederungshilfe, um eine be-
deutende Gruppe von Nutzer*innen 
handelt. 

Um eine personenzentrierte und am 
individuellen Bedarf ausgerichtete 
Teilhabeplanung im Bereich der  
Eingliederungshilfe zu ermöglichen, 
wurde mit dem Gesetz zur Stärkung 
der Teilhabe und Selbstbestimmung 
von Menschen mit Behinderungen 
(Bundesteilhabegesetz) das Gesamt-
planverfahren (§ 117 SGB IX) als ein 
Verfahren zur Ermittlung des Unter-
stützungsbedarfes nach der Interna-
tionalen Klassifikation der Funktions- 
fähigkeit, Behinderung und Gesund-
heit (ICF)4 verankert. 

I. Vorwort 
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Psychisch erkrankte Menschen 
weisen in der Kommunikation, 
in der Wahrnehmung aber auch in 
der Ausprägung ihrer Beeinträch-
tigungen besondere Bedarfe auf, 
wodurch Barrieren und Beson-
derheiten in der Umsetzung des 
Gesamtplanverfahrens entstehen, 
die eine aktive Einbeziehung der 
Menschen in die einzelnen Schrit-
te des Gesamtplanverfahrens und 
die Koordination von Leistungen 
der Eingliederungshilfe erschwe-
ren können. 

Die Qualitätskriterien sollen hier 
als Orientierungshilfe für die 
Umsetzung des Gesamtplanver-
fahrens dienen, um eine personen-
zentrierte Leistungserbringung 
zu ermöglichen. 

Die Gesamtplankonferenz (§ 119 
SGB IX) wurde nun als ein Ver-
fahren zur genaueren Planung der 
Durchführung von Leistungen der 
Eingliederungshilfe unter Berück-
sichtigung des Wunsch- und Wahl-
rechts der leistungsberechtigten 
Person festgelegt, vorausgesetzt 
die leistungsberechtigte Person 
stimmt der Konferenz zu und der 
Aufwand zur Durchführung steht 
in einem angemessenen Verhält-
nis zum Umfang der beantragten 
Leistungen. 

Der Gesamtplan (§ 121 SGB IX) soll 
der Steuerung, Wirkungskontrolle 
und Dokumentation des Teilhabe-
prozesses dienen. 

Im Rahmen der Qualitätsstandards 
möchte die Landesarbeitsgruppe 
Gesamtplanverfahren, welche sich 
aus Akteur*innen der Leistungsträger, 
Leistungserbringer und der Selbsthilfe 
des Bundeslandes Mecklenburg-
Vorpommern zusammensetzt, auf die 
besonderen Belange in der Umsetzung 
und Durchführung des Gesamtplan-
verfahrens bei psychisch erkrankten 
Menschen eingehen. 

Die Qualitätsstandards richten sich 
an alle Akteur*innen, die im Antrags-
verfahren, in der Umsetzung des 
Gesamtplanverfahrens und in der Ko-
ordination von Leistungen der Einglie-
derungshilfe beteiligt sind. 

Qualitätsstandards | Vorwort Qualitätsstandards | Vorwort
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Die Schritte der Gesamtplanung 
sind im Einzelnen in § 117 bis § 121 
des SGB IX beschrieben. Zu Beginn 
werden in § 117 die Maßstäbe zur 
Durchführung des Gesamtplanver-
fahrens definiert. Neben der Be-
teiligung der leistungsberechtigten 
Person in allen Verfahrensschrit-
ten beginnend mit der Beratung 
sollen die Wünsche des bzw. der 
Leistungsberechtigten zu Ziel und 
Art der Leistungen im Verfahren 
dokumentiert werden. 

Nach der Ermittlung des indivi-
duellen Bedarfes kann eine Ge-
samtplankonferenz auf Wunsch 
der leistungsberechtigten Person 
durchgeführt werden, um die 
Leistungen nach Inhalt, Umfang 
und Dauer unter Beteiligung der 
Leistungserbringer abzustimmen. 
Zudem gibt das Gesetz als Orien-
tierung für die Durchführung des 
Verfahrens Kriterien vor: 

transparent, 
trägerübergreifend, 
interdisziplinär, 
konsensorientiert, 
individuell, 
lebensweltbezogen, 
sozialraumorientiert 
und zielorientiert. 

Darüber hinaus können die Antrag-
steller*innen in allen Verfahrens-
schritten eine Person ihres Vertrauens 
hinzuziehen.

Hinsichtlich der individuellen Be-
darfsermittlung wird in § 118 festge-
legt, dass sich das Instrument der 
Bedarfsermittlung an der Internatio-
nalen Klassifikation der Funktionsfä-
higkeit, Behinderung und Gesundheit 
(ICF)4 orientiert. Hierbei handelt es 
sich um ein Instrument, das vorüber-
gehende Beeinträchtigungen der Ak-
tivität und Teilhabe in den folgenden 
Bereichen umfasst:

II. Gesamtplanverfahren 1. Lernen und Wissensanwendung
2. Allgemeine Aufgaben und Anforderungen
3. Kommunikation
4. Mobilität
5. Selbstversorgung
6. häusliches Leben
7. interpersonelle Interaktion und Beziehungen
8. bedeutende Lebensbereiche und 
9. Gemeinschafts-, Soziales und staatsbürgerliches Leben 

In Mecklenburg-Vorpommern wird 
der Integrierte Teilhabeplan zur 
Ermittlung der individuellen Be-
einträchtigungen, Bedarfe und vor 
allem Ziele einer Person verwen-
det, der sich an der ICF orientiert. 

Mit der Zustimmung des Leis-
tungsberechtigten kann der Trä-
ger der Eingliederungshilfe eine 
Gesamtplankonferenz nach § 119 
durchführen. Hier beraten der 
Träger der Eingliederungshilfe, 
die leistungsberechtigte Person 
und der Leistungserbringer ge-
meinsam auf der Grundlage der 
Ergebnisse der individuellen Be-
darfsermittlung über die Wünsche 
und Unterstützungsbedarfe des 
Leistungsberechtigten sowie über 
die Erbringung, Dauer und Inhalte 
der Leistung. 

Bestehen Anhaltspunkte für den  
Bedarf von Leistungsformen anderer 
Leistungs- und Rehabilitationsträger, 
ist mit Zustimmung der leistungsbe-
rechtigten Person eine Teilhabeplan-
konferenz durchzuführen.

Nach § 120 erfolgt die genaue Fest-
stellung der Leistungen der Ein-
gliederungshilfe nach Abschluss der 
Gesamtplankonferenz innerhalb einer 
Frist von zwei Wochen. Die Ergebnisse 
werden nach § 121 in einem Gesamt-
plan schriftlich festgelegt.  
Dieser Gesamtplan dient der Steue-
rung, Wirkungskontrolle und Doku-
mentation des Teilhabeprozesses und 
wird in Schriftform ausgehändigt und 
spätestens nach zwei Jahren überprüft 
bzw. fortgeschrieben. 

Qualitätsstandards | Gesamtplanverfahren
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III. Allgemeine 
Qualitätskriterien

Das Bundesteilhabegesetz will die Selbstbestimmung von Menschen mit 
Behinderungen stärken. Um diesen Grundsatz zu realisieren, müssen 
folgende Qualitätskriterien eingehalten werden:

> Partnerschaftlichkeit
> Transparenz
> Zielorientierung
> Personenorientierung
> Leistungen wie aus einer Hand
> Barrierefreiheit
> Lebensweltorientierung &
  Ganzheitlichkeit
> Sozialraumorientierung
> Multiperspektivisch/
  Interdisziplinär

Partnerschaftlichkeit

Um selbstbestimmt handeln 
und Entscheidungen treffen zu 
können, muss der Mensch mit Be-
hinderung ernstgenommen und es 
muss Augenhöhe im Gesamtplan-
verfahren hergestellt werden. 

Daher sind Menschen mit Behin-
derungen, Leistungsträger und 
Leistungserbringer Partner*innen 
im Rahmen des Gesamtplanver-
fahrens und auch in der Leistungs-
erbringung. 

Das Gesamtplanverfahren ist dia-
logorientiert und stellt einen Aus-
handlungsprozess zwischen den 
Beteiligten dar. 

Der Leistungsträger muss sich im Hin-
blick auf die Bedarfsermittlung, die 
Zielformulierung, Art und Umfang der 
Leistungen am Prinzip der Konsens-
bildung orientieren. Dies bedeutet, 
dass die Möglichkeiten und Grenzen 
aller Beteiligten gemeinsam ausgelotet 
werden. 

Um Partnerschaftlichkeit im Prozess 
herzustellen, müssen alle Beteiligten 
sicherstellen bzw. sich rückversichern, 
ob ein gemeinsames Verständnis der 
Inhalte vorliegt und diese eindeutig 
und nachvollziehbar sind.

Qualitätsstandards | Allgemeine Qualitätskriterien Qualitätsstandards | Allgemeine Qualitätskriterien
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Transparenz

Um selbstbestimmt handeln und 
Entscheidungen treffen zu kön-
nen, muss die leistungsberechtigte 
Person den Prozess und die In-
halte des Gesamtplanverfahrens 
verstehen und nachvollziehen 
können. Es ist wichtig, nicht nur 
Partizipation anzubieten, sondern 
auch diese zu ermöglichen. Das be-
deutet, dass Leistungsträger und 
Leistungserbringer dafür sorgen, 
dass das Verfahren und die Ent-
scheidungen transparent sind. 
 
Hilfreich ist hier, Schritte zu erläu-
tern, zu visualisieren und deutlich 
zu machen, wozu welcher Schritt 
dient. 

Die Zielorientierung im Gesamt-
planverfahren ist vor allem im 
Sinne der Selbstwirksamkeit in 
Bezug auf die leistungsberechtigte 
Person gedacht. Die Ziele des Men-
schen mit Behinderung sind für 
den Teilhabeplan maßgeblich und 
müssen gegebenenfalls mit Unter-
stützung der Leistungsträger ent-
sprechend formuliert werden. 

Fachliche Überlegungen und Ein-
schätzungen der Leistungsträger 
und Leistungserbringer können 
im Rahmen des Gesamtplanver-
fahrens zur Sprache kommen im 
Sinne einer Unterstützung des 
Leistungsberechtigten bei seiner 
Zielfindung.

Außerdem müssen der Integrierte 
Teilhabeplan (ITP) M-V und andere 
dazugehörige Dokumente der leis-
tungsberechtigten Person erklärt und 
ausgehändigt werden. Transparenz 
im Gesamtplanverfahren muss von 
Anfang bis zum Ende gewährleistet 
werden, insbesondere auch hinsicht-
lich der Gründe von Bewertungen und 
Entscheidungen des Leistungsträgers 
und des Leistungserbringers. 

Alle Beteiligten sollten in die Transpa-
renzforderung einbezogen werden im 
Hinblick auf das Ziel und das Gelingen 
des Verfahrens bzw. der Leistungser-
bringung.

Im Hinblick auf den Anspruch des 
formulierten Ziels und den zur Er-
reichung zur Verfügung gestellten 
Zeitraum bedarf es eines Aushand-
lungsprozesses, der gleichzeitig die 
Ressourcen wie die Beeinträchtigun-
gen des Menschen mit Behinderung 
behutsam in den Blick nimmt.

Die Zielorientierung im Gesamtplan-
verfahren ist darüber hinaus ein wich-
tiger Aspekt, um zu überprüfen und zu 
evaluieren, inwieweit die Leistungen 
zur Überwindung einer Teilhabebeein-
trächtigung wirksam (geworden) sind.

Zielorientierung

Qualitätsstandards | Allgemeine Qualitätskriterien Qualitätsstandards | Allgemeine Qualitätskriterien
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Personenorientierung

Um selbstbestimmt Entschei-
dungen treffen und handeln zu 
können, ist es wichtig, dass die 
leistungsberechtigte Person im 
Mittelpunkt des Gesamtplanver-
fahrens steht. Es geht im Bundes-
teilhabegesetz hergeleitet aus der 
UN-Behindertenrechtskonvention 
um einen Paradigmenwechsel.

 Dieser bedeutet, dass die Leistun-
gen am Bedarf des Einzelnen aus-
gerichtet sein müssen. Leistungen 
sind demnach passgenau, flexibel 
und dem individuellen Bedarf 
entsprechend zu planen und zu 
erbringen. 

Das Leistungssystem ist so flexibel 
zu organisieren, dass nicht wie bis-
her Pauschalleistungen im Mittel-

punkt stehen, sondern bedarfsgerech-
te individuelle Leistungen die Regel 
werden. Leistungen müssen nach dem 
Bedarf der Person geplant und be-
willigt werden, aber sie müssen nicht 
zwingend nur an der Person erbracht 
werden (Überwinden von Barrieren, 
sozialräumlicher Ansatz). 

Die stark schwankenden Bedarfe bei 
psychisch Erkrankten sind zu berück-
sichtigen als persönliche Besonder-
heit, um statt „Momentaufnahmen“ 
lebensnahe „Kurven“ der Bedürftigkeit 
zu erkennen. Personenorientierung im 
Gesamtplanverfahren heißt auch, dass 
im Einzelfall vom standardisierten 
Verfahren abgewichen werden muss, 
um dem aktuellen Bedarf gerecht zu 
werden. Das Verfahren muss Spielräu-
me generieren und atmen können.

 Leistungen wie aus einer Hand

Alle Leistungsträger sind aufgefordert entsprechend  
§ 14 SGB IX die Klärung über die Zuständigkeit der Kosten-
übernahme im Hinblick auf die Inanspruchnahme von Teil-
habeleistungen untereinander vorzunehmen. Die möglichen 
unterschiedlichen Teilhabeansprüche sind zu eruieren und 
für den Leistungsberechtigten zu bündeln. Dem Menschen 
mit Behinderung sollen im Gesamtplanverfahren alle ihm 
zustehenden Leistungen erschlossen werden. Das Gesamt-
planverfahren mündet dementsprechend in ein Teilhabe-
planverfahren ein und ist gegebenenfalls trägerübergreifend 
durchzuführen. Der Eingliederungshilfeträger hat hier eine 
Lotsenfunktion wahrzunehmen, selbst wenn im Ergebnis 
keine Eingliederungshilfe gewährt wird. 

Der Mensch mit Behinderung muss einen bzw. eine Haupt-
ansprechpartner*in für seine Teilhabebelange benannt 
bekommen, der/die das Verfahren federführend übernimmt.

Im Fall eines akuten Unterstützungsbedarfs dürfen die ad-
ministrativen Regelungen nicht zu einer Erschwerung oder 
erheblichen Verzögerung des Leistungsbeginns führen.

Qualitätsstandards | Allgemeine Qualitätskriterien Qualitätsstandards | Allgemeine Qualitätskriterien
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Barrierefreiheit

Die Barrierefreiheit ist ein 
wesentlicher neuer Aspekt 
im Bundesteilhabegesetz, 
angeregt durch die UN-Be-
hindertenrechtskonvention. 

Der neue Behinderungsbegriff 
ist hier maßgeblich. Dieser stellt 
fest, dass Behinderung aus indi-
viduellen Beeinträchtigungen in 
Wechselwirkung mit einstellungs- 
und umweltbedingten Barrieren 
resultiert. 

Die Teilhabeleistungen sollen den 
Menschen mit Behinderung be-
fähigen, die Barrieren zu überwin-
den. Dies soll im Gesamtplanver-
fahren Berücksichtigung finden. 
Das heißt auch bei der Bedarfs-
feststellung und der Aushandlung 
über Art, Dauer und Umfang der 
Leistungen geht es darum, dass 
der Leistungsträger diesen Prozess 
so gestaltet, dass ausreichend Zeit 
eingesetzt, einfache Sprache be-
nutzt, Überforderung vermieden, 
eine Rückkopplung des Verstehens 
sichergestellt wird etc. 

Es ist erforderlich, dass die Beteilig-
ten des Verfahrens über Wissen zu 
behinderungsbedingten Barrieren 
verfügen und ein Verständnis für 
persönliche und situationsbezogene 
Barrieren entwickeln.

Lebensweltorientierung & Ganzheitlichkeit

Bei der Unterstützung von und der 
Zusammenarbeit mit Menschen 
mit Behinderungen geht es im 
Grunde darum, sie in ihrer Gesamt-
heit wahrzunehmen und anzu-
erkennen. 

Es geht darum, nicht nur 
den Menschen mit seinen 
Beeinträchtigungen zu 
sehen / zu diagnostizieren, 
sondern herauszustellen, 
welche Ressourcen und 
Interessen er hat, welche 
Bedeutung sein Umfeld, sein 
Eingebundensein in fami-
liäre, soziale, kulturelle und 
institutionelle Bezüge hat. 

Eine Wahrnehmung und Würdigung 
seiner unterschiedlichen Rollen (Va-
ter/Mutter, Bruder/Schwester, Kolle-
ge*in etc.) und eine Einbeziehung von 
Gelingendem (Fähigkeiten, Stärken, 
Bewältigungsstrategien) müssen ge-
währleistet sein. 

Den Menschen mit Behinderung in 
seiner Ganzheit und seiner tatsäch-
lichen und gewünschten Lebenswelt 
sehen, ist ein wesentliches Qualitäts-
kriterium. Ganzheitlichkeit und Le-
bensweltbezug heißt aber auch, nicht 
nur von rechtlichen und finanzieren-
den Leistungen, sondern von den Be-
dürfnissen der Person her zu denken 
und die Möglichkeiten, Grenzen und 
eigenen Bedürfnisse des Sozialraumes 
einzubeziehen.

Qualitätsstandards | Allgemeine Qualitätskriterien
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Multiperspektivisch/Interdisziplinär

Sozialraumorientierung

Von der Lebensweltorientierung 
und Ganzheitlichkeit ausgehend 
bekommt der Sozialraum eine 
wichtige Bedeutung und Rolle bei 
der Planung und Erbringung von 
Teilhabeleistungen. Der Begriff 
Sozialraum umfasst nicht nur eine 
physische Umgebung, sondern 
schließt immer auch das Bezie-
hungsgeflecht der dort lebenden 
Menschen aus der Perspektive 
des Leistungsberechtigten mit ein. 

Der sozialräumliche Ansatz ist 
wichtig, um Übergänge zu gestal-
ten und die Nachhaltigkeit von 
Leistungen zu stärken. 

Neben Aufbau, Unterstützung und 
Stärkung von nachbarschaftlichen 
Gemeindestrukturen / Sozialräu-
men müssen weitere Strukturen 
und Netzwerke im Rahmen von 
Sozialraumplanung entwickelt 
werden. 

Der Sozialraum sollte nicht nur ge-
nutzt, sondern auch aktiv unterstützt 
werden, um Teilhabe von Menschen 
mit Behinderung zu ermöglichen. 

Begegnungsstätten, Beratungsangebo-
te und Ehrenamt müssen mitgedacht 
und genutzt werden. 

Die nachbarschaftliche Gemeinde-
struktur / der Sozialraum kann eine 
Lotsenfunktion innehaben, schnell 
zugängliche Unterstützung generie-
ren und so Eskalationen / Krisen 
vermeiden / abmildern. 

Generell erfordert die Inklusionsorien-
tierung der UN-Behindertenrechtskon-
vention einen kontinuierlichen Aus-
tausch zwischen den Akteur*innen 
des Sozialraums und denen des Teil-
habesystems.

Um einen Bedarf zu ermitteln, 
individuelle Unterstützung zu 
kreieren und zu erbringen, ist es 
wichtig, dass alle beteiligten Ak-
teur*innen in Abstimmung mit der 
leistungsberechtigten Person ein-
bezogen werden. Fachliche Unter-
schiede sollten berücksichtigt, 
Erfahrungen ausgetauscht, wich-
tige Personen einbezogen werden. 
Auch andere Leistungssysteme 
wie Pflege oder Medizin sind mit 
Zustimmung der leistungsberech-
tigten Person zu beteiligen. 

Im Sinne der Inklusion ist auch immer 
die Sichtweise von Nicht-Betroffe-
nen (z. B. in der Rolle als Angehörige, 
Arbeitgeber*innen, Nachbar*innen, 
Sportkamerad*innen etc.) mit einzu-
beziehen. 

Die Kommunikation mit den am Pro-
zess beteiligten Personen muss stets 
mit dem Menschen mit Behinderung 
abgestimmt und transparent gestaltet 
werden.

Qualitätsstandards | Allgemeine Qualitätskriterien Qualitätsstandards | Allgemeine Qualitätskriterien
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Schritt 1: Antragseingang
In diesem Schritt stellt der bzw. die Antragsteller*in den Antrag auf Leis-
tungen der Eingliederungshilfe. Der Eingliederungshilfeträger überprüft 
die Zuständigkeit und das Einkommen und Vermögen des bzw. der An-
tragsteller*in. Allgemeine Informationen zur Person, medizinische Befun-
de und andere relevante Unterlagen werden eingeholt. Der Sozialpsychi-
atrische Dienst wird nach diesem Schritt beauftragt, eine Begutachtung 
durchzuführen. Darüber hinaus wird der bzw. die Antragsteller*in an das 
Fallmanagement weitergeleitet und die fehlenden Unterlagen werden 
entgegengenommen. 

IV. Schritte des 
Gesamtplanverfahrens

Mögliche Barrieren 

> Der Weg zum Amt bei der An-
tragsabgabe kann aus individuellen 
und unterschiedlichen Gründen 
für Personen mit psychischen Be-
einträchtigungen schwierig und 
herausfordernd sein. Hierzu zählen 
Konzentrationsschwierigkeiten, so-
ziale Ängste, Scham Unterstützung 
anzunehmen, Schwierigkeiten die 
eigenen Rechte durchzusetzen, emo-
tionale Stimmungsschwankungen 
oder ein geringes Selbstwertgefühl. 

> Nichtberücksichtigung der zeitli-
chen Möglichkeiten und der Bedürf-
nisse des bzw. der Antragsteller*in 
bei aufsuchender Antragstellung 
oder Terminierung im Amt. 

Qualitätsstandards

> Die Einsehbarkeit von Namen oder 
Informationen der Sachbearbei-
ter*innen im Internet kann helfen, 
Barrieren im Kontakt zu reduzieren 
(Transparenz, Barrierefreiheit)

> Verfahrensschritte im Gespräch 
mit dem oder der Antragsteller*in  
visualisieren und die Abläufe deut-
lich machen (Transparenz, Barrie-
refreiheit)

> Einholen von aktuellen Befunden 
und individuell notwendigen In-
formationen (personenzentriert, 
ganzheitlich und mehrperspekti-
visch)

> Bei der Antragstellung können die An-
sprechpersonen wechseln; für Menschen 
mit psychischen Beeinträchtigungen 
oder deren Vertrauen in der Vergan-
genheit durch Gewalterfahrungen er-
schüttert wurde, können unbekannte 
Menschen Angst auslösen. 

> Menschen mit psychischen Erkrankun-
gen haben oftmals Situationen erlebt, in 
denen sie Bevormundung, Erfahrungen 
des Ausgeliefertseins oder auch Zwang 
erfahren haben. Aufgrund des natür-
lichen Machtgefälles zwischen dem 
bzw. der Antragsteller*in und den Ver-
waltungsmitarbeitenden des Leistungs-
trägers kann die Sorge vor Willkür durch 
die Verwaltungsmitarbeitenden oder 
allgemeines Misstrauen bestehen. 

> Information gegenüber dem bzw. der 
Antragsteller*in, welche Befunde, Be-
richte und Stellungnahmen eingeholt 
werden (Transparenz)

> Darlegen, wenn etwas nicht eingeholt 
wird (Transparenz)

> Information bezüglich der Übergabe an 
weitere Personen innerhalb der Verwal-
tung (Transparenz)

> Hinweis gegenüber dem bzw. der An-
tragsteller*in auf die Möglichkeit, eine 
Person des Vertrauens hinzuzuholen 
oder sich bei der Ergänzenden Unabhän-
gigen Teilhabeberatung (EUTB) beraten 
zu lassen (Transparenz, Barrierefrei-
heit, Personenzentrierung)
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Schritt 2: Bedarfsermittlung
Es findet eine erste Anamnese und Beratung zu den Leistungen der 
Eingliederungshilfe statt. Zudem werden die Wünsche zu Ziel und Art der 
Leistungen zusammen mit der leistungsberechtigten Person formuliert. 
Eine Terminvereinbarung und Vorbereitung zur Bedarfsermittlung nach 
dem Integrierten Teilhabeplan M-V sowie die Übergabe an den bzw. die 
zuständige*n Sachbearbeiter*in findet in diesem Schritt statt. 

Mögliche Barrieren 

> wechselnde Ansprechpersonen 
können dazu führen, dass es dem 
bzw. der Antragssteller*in schwer 
fällt, Vertrauen zu fassen.

> Erfahrungen von Stigmatisierung 
in der Gesellschaft können schwe-
re Auswirkungen auf die Person 
mit psychischen Beeinträchti-
gungen haben. Schamgefühle und 
Verlust des Selbstwertes sind die 
Folgen. Hier kann es eine Heraus-
forderung oder Überwindung für 
den bzw. die Antragsteller*in sein, 
anzuerkennen, dass er bzw. sie 
Unterstützung benötigt. Durch die 
psychiatrische Diagnose kann es 
zu einer Pathologisierung kom-
men. 

Die damit einhergehende Befürch-
tung, nicht mehr ernstgenommen zu 
werden, ist eine reale Erfahrung und 
eine große Angst von Menschen mit 
psychischen Erkrankungen. Gleich-
zeitig sind Menschen mit psychischen 
Erkrankungen oft damit konfrontiert, 
dass ihnen nicht viel zugetraut wird. 
Übermäßiges Loben für Kleinigkeiten 
ist hier eher hinderlich. 

> Ein geringes Selbstwertgefühl, Kon-
zentrationsschwierigkeiten, soziale 
Ängste, Scham Hilfe anzunehmen oder 
Schwierigkeiten für die eigenen Rech-
te einzutreten, können dazu beitragen, 
dass kein Raum und keine Möglich-
keiten entstehen, in denen Menschen 
mit psychischen Erkrankungen Ideen 
entwickeln.

> Das natürliche Machtgefälle in 
den behördlichen Institutionen 
zwischen Sachbearbeiter*innen 
und Antragsteller*innen kann 
durch Erfahrungen von Zwang 
und des Ausgeliefertseins, oftmals 
mit Sorge vor der Willkür der Ver-
waltungsmitarbeiter*innen ein-
hergehen.

> Verallgemeinerungen wie „De-
pression ist gleichzusetzen mit 
Antriebsschwäche“ sollten ver-
mieden werden. Verallgemeine-
rungen sind ein großer Nachteil 

des Diagnostizierens, weil die Erkran-
kungen und deren Auswirkungen sich 
bei jedem Menschen anders zeigen. 

> Durch die Anwendung und Zustands- 
beschreibung mittels des standardi-
sierten Integrierten Teilhabeplans M-V 
kann es passieren, dass die Schwan-
kungen in den Unterstützungsbedarfen 
bei Menschen mit psychischen Erkran-
kungen nicht genügend berücksichtigt 
werden.  
Psychische Erkrankungen zeichnen 
sich durch verschiedene Zustände mit 
fließenden Übergängen aus.

Psychische Erkrankungen 
zeichnen sich durch 
verschiedene Zustände mit 
fließenden Übergängen aus.
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Qualitätsstandards

> Bei Leistungen der Eingliede-
rungshilfe handelt es sich nicht 
um Maßnahmen von der Stange, 
sondern um Maßnahmen, die im 
Sinne der Personenzentrierung 
individuell zugeschnitten sind 
(Personenzentrierung)

> Anregende Methodik zur 
Wunsch- und Bedarfsermittlung 
können eingesetzt werden (Perso-
nenzentrierung, Barrierefreiheit)

> Verfahrensschritte sollten visu-
alisiert und der Ablauf deutlich 
gemacht werden (Transparenz, 
Barrierefreiheit)

> Ganzheitliche Betrachtungsweise 
hinsichtlich der Situation der An-
tragsteller*innen und die Schwan-
kungen von psychischen Erkran-
kungen sowie die vorhandenen 
Ressourcen berücksichtigen. Die 
individuellen Kompensations-
strategien und Ressourcen sollten 
jedoch nicht „gegen“ den Bedarf 
der Antragsteller*innen verwendet 
werden (Personenzentrierung, 
Ressourcenorientierung)

> Raum für Entwicklung geben 
und nicht vordergründig in Be-
willigungszeiträumen denken, 
sondern in Entwicklungsphasen, 
wobei genügend Zeit im Hinblick 
auf die Weiterbewilligungen einzu-
räumen ist (Zielorientierung)

> Es sollten den Antragsteller*innen 
Fragen in Vorbereitung auf die Be-
darfsermittlung mitgeben werden 
(Personenzentrierung, Barriere-
freiheit)

> Sensibilität bei der Wahl der Räum-
lichkeit im Rahmen der Bedarfsermitt-
lung (Personenzentrierung, Barriere-
freiheit)

> Gesprächsführung auf Augenhöhe 
(Partnerschaftlichkeit)

> Gemeinsam mit den Antragstel-
ler*innen Schlüsse ziehen und Inter-
pretationen vornehmen, um einen 
gemeinsamen Deutungsraum zu 
schaffen (Partnerschaftlichkeit)

> Den Integrierten Teilhabeplan M-V 
als Instrument der leistungsberechtig-
ten Person näherbringen 
(Transparenz, Barrierefreiheit)

> Hinweis geben, dass der bzw. die 
Leistungsberechtigte mit dem er-
stellten Integrierten Teilhabeplan M-V 
auch die Ergänzende Unabhängige 
Teilhabeberatung aufsuchen kann

> Sensibilität für Personalwechsel: 
Transparenz in der Abfolge und Über-
leitung im Falle eines Wechsels der 
Sachbearbeiter*innen (Transparenz, 
Personenzentrierung)
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Schritt 3: Leistungskoordination
In diesem Schritt wird die Vollständigkeit der Unterlagen geprüft und 
eine interne fachliche Beratung zum Ergebnis der Bedarfsermittlung 
aus Schritt 2 sowie eine Entscheidung für mögliche Leistungsange-
bote vorgenommen. Darüber hinaus wird die Gesamtplankonferenz 
vorbereitet. 

Mögliche Barrieren 

> Das natürliche Machtgefälle in 
behördlichen Institutionen zwi-
schen Sachbearbeiter*innen und 
Antragsteller*innen kann durch 
Erfahrungen von Zwang und des 
Ausgeliefertseins, oftmals mit 
Sorge vor der Willkür der Verwal-
tungsmitarbeiter*innen einher-
gehen.

> Bei der Antragstellung, Be-
darfsermittlung und Leis-
tungskoordination können die 
Ansprechpersonen des Einglie-
derungshilfeträgers wechseln. 
Für Menschen mit psychischen 
Beeinträchtigungen, deren Ver-
trauen in der Vergangenheit durch 
Gewalterfahrungen erschüttert 
wurde, können unbekannte Men-
schen Angst auslösen. 

> Ein geringes Selbstwertgefühl, Kon-
zentrationsschwierigkeiten, soziale 
Ängste, Scham Hilfe anzunehmen 
oder Schwierigkeiten für die eigenen 
Rechte einzutreten, können dazu 
beitragen, dass kein Raum und keine 
Möglichkeiten entstehen, in denen 
Menschen mit psychischen Erkran-
kungen Ideen entwickeln.

Qualitätsstandards

> Verfahrensschritte sollten visu-
alisiert und der Ablauf deutlich 
gemacht werden (Transparenz, 
Barrierefreiheit)

> Ausformulieren der Einbezie-
hung des Wunsches des Antrag-
stellers bzw. der Antragstellerin 
hinsichtlich geeigneter Leistungs-
angebote (Selbstbestimmung)

> Alle geeigneten Leistungserbrin-
ger werden vorgestellt (Kontakt-
möglichkeiten, Übersicht etc.) 
(Transparenz, Personenzentrie-
rung)
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Schritt 4: Gesamtplankonferenz
In diesem Schritt wird das Ergebnis der Bedarfsermittlung bekanntge-
geben. Es findet eine Beratung und Abstimmung zwischen Leistungs-
berechtigten, Leistungsträger und geeigneten Leistungserbringern 
statt. Hierbei wird der/die Leistungsberechtigte unterstützt, eine Ent-
scheidung für seine zukünftig beanspruchten Leistungen zu treffen 
und ein entsprechender Gesamtplan (Bogen Z) wird erstellt. 

Mögliche Barrieren

> Die Beteiligung an der Gesamt-
plankonferenz kann aus individu-
ellen und unterschiedlichen Grün-
den für Personen mit psychischen 
Beeinträchtigungen schwierig und 
herausfordernd sein. 
Hierzu zählen Konzentrations-
schwierigkeiten, soziale Ängste, 
Scham Unterstützung anzuneh-
men, Schwierigkeiten die eigenen 
Rechte durchzusetzen oder ein 
geringes Selbstwertgefühl.

> Fehlende Hinweise in klarer und 
einfacher Sprache können dazu 
führen, dass die Situation eines ge-
meinsamen Gespräches insgesamt 
als sehr herausfordernd aufgrund 
von Konzentrationsschwierigkei-
ten, sozialen Ängsten oder Unsi-
cherheit erlebt wird. 

> Das natürliche Machtgefälle in be-
hördlichen Institutionen zwischen 
Sachbearbeiter*innen und Antrag-
steller*innen kann durch Erfahrungen 
von Zwang und des Ausgeliefertseins, 
oftmals mit Sorge vor der Willkür der 
Verwaltungsmitarbeiter*innen einher-
gehen.

Qualitätsstandards

> Verfahrensschritte sollten visu-
alisiert und der Ablauf deutlich 
gemacht werden (Transparenz, 
Barrierefreiheit)

> Ergebnisfindung verständlich 
darstellen (Transparenz, Barriere-
freiheit)

> Leistungserbringer und und 
die leistungsberechtigte Person 
sollten sich, um eine optimale 
Entscheidung treffen zu können, 
vorher kennenlernen, um sich ein 
eigenes Bild machen zu können 
(Personenzentrierung, Barriere-
freiheit)

> Die Perspektive des von der 
leistungsberechtigten Person aus-
gewählten Leistungserbringers 
sollte bei der Angebotsgestaltung 
einbezogen werden (Multipers-
pektivisch, interdisziplinäre Pers-
pektiven)

> Der bzw. die Antragsteller*in erhält 
Informationen über die Art, den Um-
fang und die Dauer der zukünftigen 
Unterstützung (Transparenz, Perso-
nenzentrierung)

> Sollte die Durchführung der Gesamt-
plankonferenz aufgrund der beantrag-
ten Leistungen nicht verhältnismäßig 
sein, muss der Leistungsträger eine 
alternative Kommunikationsform fin-
den, die die interdisziplinäre Perspek-
tive berücksichtigt (Multiperspekti-
visch, interdisziplinäre Perspektiven)

> Konsensorientierung beim Aus-
handeln und bei der Auswahl des 
Leistungsangebotes (Partnerschaft-
lichkeit)

> Moderation der Gesamtplankonfe-
renz durch bekannte Ansprechpart-
ner*innen (Barrvfreiheit)
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Schritt 5: Abschließende Leistungskoordination
In Schritt 5 wird zusammen mit der bzw. dem Leistungsberechtigten, 
dem Leistungsträger und dem Leistungserbringer die Art, der Umfang 
und die Dauer der Leistungen abgestimmt. Abschließend wird der 
finale Gesamtplan und der Bescheid zu den Leistungen erstellt sowie 
dem Leistungsberechtigten und dem Leistungserbringer übermittelt. 

Mögliche Barrieren

> Das natürliche Machtgefälle in 
behördlichen Institutionen zwi-
schen Sachbearbeiter*innen und 
Antragsteller*innen kann durch 
Erfahrungen von Zwang und des 
Ausgeliefertseins, oftmals mit 
Sorge vor der Willkür der Verwal-
tungsmitarbeiter*innen einher-
gehen.

> Ein geringes Selbstwertgefühl, 
Konzentrationsschwierigkeiten, 
soziale Ängste, Scham Hilfe an-
zunehmen oder Schwierigkeiten 
für die eigenen Rechte einzutreten 
können dazu beitragen, dass Men-
schen mit psychischen Erkrankun-
gen Schwierigkeiten haben, sich 
aktiv an der Leistungskoordina-
tion zu beteiligen.

> Fehlende Hinweise in klarer und ein-
facher Sprache können dazu führen, 
dass die Situation eines gemeinsamen 
Gespräches insgesamt als sehr heraus-
fordernd aufgrund von Konzentrati-
onsschwierigkeiten, sozialen Ängsten 
oder Unsicherheit erlebt wird. 

Qualitätsstandards

> Abstimmung der Leistungen ge-
meinsam mit dem/der Leistungsbe-
rechtigten (Partnerschaftlichkeit) 

> Wahlmöglichkeiten aufzeigen und 
alle wesentlichen Informationen zur 
Verfügung stellen (Transparenz)

> Bei der genauen Ausgestaltung der 
Leistungen bei einer Vielfalt von Leis-
tungsträgern diese gut bündeln und 
darstellen (Leistungen wie aus einer 
Hand)

> Ressourcen bei der Verwirklichung 
der Teilhabeziele einsetzen (Perso-
nenorientierung)

> Bei einem ablehnenden Bescheid 
dem/der Leistungsberechtigten eine 
Frist zur Anhörung von mindestens 
drei Wochen gewähren (Anhörungs-
verfahren gemäß § 24 SGB X)
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Schritt 6: Leistungserbringung 
gemäß Bewilligungsbescheid 
Es wird in diesem Schritt ausgewertet, ob die Umsetzung der Leistungen 
der Eingliederungshilfe zur Zielerreichung geeignet ist. Dazu erstellt der 
Leistungserbringer nach sechs Wochen eine auf dem ITP M-V gestützte 
inhaltliche ggf. den Aufwand bemessende Maßnahmeplanung. 
Bei Bedarf werden Anpassungen der Leistungen vorgenommen, um die 
Personenzentrierung zu gewährleisten.

Mögliche Barrieren:

> Möglicherweise besteht ein 
Machtgefälle in der Beziehung 
zwischen Leistungsberechtigten 
und Leistungserbringer, das den 
Unterstützungsprozess beein-
trächtigt

> Möglicherweise besteht auch 
ein Machtgefälle in der Beziehung 
zwischen Leistungsträger und 
Leistungserbringer, welches unge-
nügend ausgestattete Leistungen 
generiert

> Ein zu hohes Tempo in der Leis-
tungserbringung kann dazu füh-
ren, dass der Leistungsberechtigte 
sich nur schwer an die aktuelle 
Situation anpassen kann

> Die Gestaltung hinsichtlich der 
Frequenz, der Rahmenbedingungen 
und der Priorisierung von Unter-
stützungsleistungen sollte zwischen 
Leistungsberechtigten und dem 
Leistungserbringer partnerschaftlich 
gehandhabt werden. Das Ergebnis 
findet sein Abbildung in der trä-
gereigenen Maßnahmeplanung 
(Partnerschaftlichkeit, Transpa-
renz)

> Personenorientierung, die sich 
durch eine tastende und zur Korrek-
tur bereite Haltung auszeichnet, um 
eine passgenaue und anpassungsfä-
hige Leistungserbringung zu ermög-
lichen (Personenorientierung)

> Wahrnehmen und Erkennen, wenn 
jemand nicht in der Lage ist, seine 
eigenen Interessen wahrzunehmen 
oder zeitweilig dies auch nicht mit 
Unterstützung umsetzen kann (Bar-
rierefreiheit)

> Behutsames und verantwortungs-
volles Gestalten und Koordinieren 
von interdisziplinärer Koopera-
tion und Übergängen, wenn im 
Rahmen der Leistungserbringung 
mehrere Leistungserbringer be-
teiligt sind (Leistungen wie aus 
einer Hand, Multiperspektivisch & 
interdisziplinär)

> Schnelle und flexible Anpassungen 
der Leistungen nach den aktuellen 
Bedarfen (Personenorientierung)

> Maßnahmen bestimmen nicht die 
Leistungserbringung sondern die Zie-
le. Der Leistungserbringer sollte daher 
die Möglichkeit haben, zusammen mit 
der leistungsberechtigten Person die 
Maßnahmen an die aktuellen Ziele 
und die aktuelle Situation anzupassen 
(Zielorientierung)

> Wahrnehmung und Berücksichti-
gung der verschiedenen Zugangska-
näle des Leistungsberechtigten bei der 
Leistungserbringung (Barrierefreiheit, 
Personenorientierung)

> Bedarfsgerechte und ressourcen-
einbeziehende Haltung bei der Aus-
gestaltung der Leistungen (Rahmen-
bedingungen eruieren, emotionaler 
Zusammenhang etc.) (Personenorien-
tierung, Lebensweltorientierung und 
Ganzheitlichkeit)

> Befähigung, Angebote oder Möglich-
keiten des Sozialraums zu nutzen im 
Hinblick auf Nachhaltigkeit (Sozial-
raumorientierung)
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> Der Leistungsträger setzt alle Be-
teiligten bei der Leistungserbringung 
unter Druck, was dazu führen kann, 
dass keine Effekte generiert werden

> Der Gesamtplan ist zu starr ausfor-
muliert, wodurch eine personenzen-
trierte und am individuellen Bedarf 
orientierte Leistungserbringung nicht 
ermöglicht wird

> Lange Verfahrenswege bei einer 
notwendigen Anpassung des Gesamt-
plans beispielsweise in Krisen ode 
plötzlichen Veränderungen

Qualitätsstandards: 

> Wertschätzende und positive Heran-
gehensweise (Lebensweltorientie-
rung & Ganzheitlichkeit)
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Schritt 7: Weiterbewilligung
In diesem Schritt wird 6 Wochen vor Bewilligungsende eine Überprü-
fung der im Gesamtplan festgelegten Leistungen zur Teilhabe vorge-
nommen. Zu diesem Zweck sendet der Leistungserbringer vorher seine 
auf einer Evaluation bestehende aktualisierte Maßnahmeplanung. 
Das Verfahren wird ab Schritt 2 neu initiiert. 

> Es ist ein Unterschied zwischen 
Einladung zur Mitwirkung und Ver-
pflichtung zur Mitwirkung. 
Eine Verpflichtung provoziert unter 
Umständen eine oppositionelle Emo-
tion (rebellieren und sabotieren)

> Im Rahmen der Ziel- und Erfolgskon-
trolle entstehen Sanktionen

> Abhängigkeitsverhältnisse werden 
zwischen der leistungsberechtigten 
Person und dem Leistungsträger 
sowie zwischen der leistungsberech-
tigten Person und dem Leistungser-
bringer geschaffen. Sowohl Leistungs-
träger als auch Leistungserbringer 
befinden sich hier in einer verantwor-
tungsvollen Rolle (Hilfe zur Selbsthil-
fe bzw. erlernte Hilflosigkeit)

Qualitätsstandards:
> Willkommens- und Abschieds-
kulturen bei einem Wechsel oder 
bei der Beendigung der Leistungs-
erbringung (Ablösungen vorbe-
reiten, Rituale für den Prozess der 
Ablösung entwerfen, Übergänge 
schaffen und gut vorbereiten) 
(Zielorientierung im Sinne einer 
nachhaltigen Unterstützung)

> Zielorientierung als Selbstwirk-
samkeit: Unterstützungsleistun-
gen müssen den Rahmen für den 
Leistungsberechtigten bieten, sich 
ausprobieren zu können, scheitern 
zu dürfen und einen weiteren Ver-
such unternehmen zu können. 
Zielorientierung soll nicht Erfolgs-
druck produzieren, sondern eine 
Systematik hervorbringen, die eine 
zielgerichtete Auswertung sowie 
Qualitätssicherung und -entwick-
lung ermöglicht (Zielorientierung, 
Personenorientierung, Lebens-
weltorientierung und Ganzheit-
lichkeit)
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Mögliche Barrieren:
> Alleinige Fixierung auf Ziele 
kann bei Nichterreichen zu einer 
Verlustangst führen (Unterstüt-
zung geht nicht mehr weiter oder 
Ziele werden bewusst nicht er-
reicht, damit die Unterstützung 
nicht aufhört)

> Versagensängste entstehen und 
verursachen möglicherweise das 
Blockieren des Mitarbeitsvermö-
gens oder der Mitwirkung

> Zielorientierung lässt Drucksi-
tuation entstehen und verhindert 
möglicherweise Entwicklung
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